
Grundsatzprogramme der Parteien Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, CDU, 

CSU, FDP und SPD 

 

Grundsatzprogramm Bündnis 90/Die Grünen von 2002 

https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Grundsatzprogramm-2002.pdf  

Selbstbestimmung verwirklicht Freiheit 

Wir treten ein für Emanzipation und Selbstbestimmung. Vielfältige emanzipatorische Bewegungen, 

libertäre und liberale Traditionen prägen gemeinsam diese freiheitliche Orientierung. Wir wollen eine 

Gesellschaft, in der die Menschen eine Chance haben ihr Leben selbst zu gestalten – frei von 

Bevormundung. Wir wollen die Einzelnen stärken und die Gesellschaft, in der sie ihre Freiheit und 

Verantwortung verwirklichen. (Seite 11) 

Wir wollen nicht beim Status quo stehen bleiben, sondern die Demokratie weiterentwickeln zu einer 

vielfältigen Demokratie mit direkten Beteiligungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger. 

Demokratische Politik ist etwas anderes als möglichst effektiver Vollzug von Sachzwängen. Politik soll 

die Wahl zwischen Alternativen ermöglichen. (Seite 13)  

Aufbruch zur Erneuerung der Demokratie 

Wir wollen einen Aufbruch, in dem der Mut und die Kraft zur demokratischen Gestaltung unserer 

Gesellschaft geweckt wird.  Demokratische Einmischung ist nicht nur erlaubt – sie wird von uns 

gewünscht und gefördert. (Seite 115) 

Wir sehen die Chance zur demokratischen Beteiligung als eine zentrale Gerechtigkeitsfrage. (Seite 116) 

 

II. Staat und Gesellschaft 

Unser Staatsverständnis ist das einer demokratischen Republik, in der die Bürgerinnen und Bürger das 

Gemeinwesen gemeinsam gestalten. (Seite 119) 

 

Grundsatzprogramm DIE LINKE von 2011 

 

https://www.die-

linke.de/fileadmin/download/grundsatzdokumente/programm_formate/programm_der_partei_di

e_linke_erfurt2011.pdf  

 

4.2 Wie wollen wir entscheiden? (Seite 45) 

Demokratisierung der Gesellschaft 

Die Bundesrepublik Deutschland bedarf der Erneuerung als demokratischer und sozialer Rechtsstaat. 

Deshalb muss die repräsentative parlamentarische Demokratie durch direkte Demokratie erweitert 

werden. Der Volksentscheid soll dafür ein wichtiges Mittel werden.  

 

Eine lebendige Demokratie muss erweiterte Möglichkeiten direkter demokratischer Entscheidung und 

Mitwirkung über Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide sowie Bürgerbegehren und 

Bürgerentscheide schaffen. Zugleich sollen obligatorische Volksentscheide über die EU-Verträge 

eingeführt werden. (Seite 45) 

 

DIE LINKE steht für einen neuen Politikstil der Transparenz, des gesellschaftlichen Dialogs und der 

direkten Bürgerbeteiligung. (Seite 76) 
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Grundsatzprogramm CDU von 2007 

https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/071203-beschluss-grundsatzprogramm-6-

navigierbar_1.pdf?file=1&type=field_collection_item&id=1918  

 

VII. AKTIVE BÜRGER, STARKER STAAT, WELTOFFENES LAND  (Seite 83) 

 1. Bürgergesellschaft stärken – Eigeninitiative fördern 

265. Unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung und ihre politischen Institutionen bilden das 

Fundament für eine lebendige Demokratie. Unser Ziel ist es, die Akzeptanz und das Ansehen dieser 

Ordnung fortwährend zu festigen. In einer stark sich verändernden Welt hängt die Zukunftsfähigkeit 

unseres Landes davon ab, dass Bürgerinnen und Bürger Verantwortung für andere übernehmen und 

dies als Ausdruck ihrer persönlichen und gesellschaftlichen Freiheit verstehen. Wir wollen ein 

partnerschaftliches und vertrauensvolles Verhältnis zwischen Bürgern und Staat. Wir wollen einen 

Staat, der dem Bürger zur Seite steht, der gewährleistet, sichert, hilft, befähigt und der jeweils 

kleineren Einheit Freiheit und Selbstverantwortung ermöglicht. 

266. Demokratische Beteiligung des Bürgers drückt sich in Wahlen und Abstimmungen, aber auch in 

vielfältigen Formen des bürgerschaftlichen Engagements aus. Unsere lebendige Demokratie benötigt 

freiwilliges und unentgeltliches Engagement für das Gemeinwohl und baut auf aktive Bürger.  

267. Bürgersinn stiftet gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der Einsatz der Bürger ist durch nichts zu 

ersetzen. Jeder hat Fähigkeiten, die das Gemeinwesen bereichern können. Jeder Einzelne trägt 

Mitverantwortung für das Gemeinwohl. Bürgersinn und Verantwortungsbewusstsein zeigen sich in 

Ehe und Familie, der Kirche, der Arbeitswelt, in Vereinen, Verbänden und Bürgerinitiativen sowie in 

Kommunen und Staat.  

268. Ohne ehrenamtliches Engagement würde unsere Gesellschaft verarmen. Menschen, die ein 

Ehrenamt ausüben, die freiwillige soziale Arbeit leisten oder bürgerschaftliche Projekte zum Leben 

erwecken und finanziell unterstützen, müssen gefördert und dürfen nicht durch Vorschriften und 

Reglementierungen entmutigt werden.  

269. Wir wollen Bürger, die offen für bürgerschaftliches Engagement und die Übernahme von 

Verantwortung sind. Ehrenamtsbörsen und Freiwilligenagenturen können ehrenamtliche Tätigkeit 

unterstützen und organisieren. Wir setzen uns für die Anerkennung von ehrenamtlicher Arbeit und des 

Freiwilligenjahrs in den Berufsbiographien ein.  

270. Viele Menschen, insbesondere auch Unternehmerinnen und Unternehmer, leisten wertvolle 

Beiträge für unser Gemeinwohl. Mit einer weiteren Verbesserung des Stiftungs-, Gemeinnützigkeits- 

und Steuerrechts wollen wir ihr Engagement unterstützen.  

271. Verbände und andere gesellschaftliche Organisationen und Gruppen gehören zu einer aktiven 

und freien Bürgergesellschaft. Sie bestimmen ihre Aufgaben innerhalb der Grenzen des Gemeinwohls 

selbständig. Sie treiben die gesellschaftliche und politische Diskussion voran. 

 

Grundsatzprogramm  CSU von 2016 

http://csu-grundsatzprogramm.de/wp-content/uploads/CSU_Grundsatzprogramm.pdf  

Jeder trägt für sich und die Seinen Verantwortung. Unser Maßstab ist der eigenverantwortliche 

https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/071203-beschluss-grundsatzprogramm-6-navigierbar_1.pdf?file=1&type=field_collection_item&id=1918
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/071203-beschluss-grundsatzprogramm-6-navigierbar_1.pdf?file=1&type=field_collection_item&id=1918
http://csu-grundsatzprogramm.de/wp-content/uploads/CSU_Grundsatzprogramm.pdf


Mensch.  Mit Hilfe seiner Vernunft verwirklicht er sich selbstbestimmt und  entfaltet seine Fähigkeiten. 

(Seite 5) 

Das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement hat einen unschätzbaren Wert, den es 206 

immer zu würdigen gilt. (Seite 6) 

Der Staat ist für die Bürger da…. Wir verstehen den Staat als gemeinsame Aufgabe, von den Bürgern 

als Souverän gestaltet. Die Bürgergemeinschaft eines Staates ist eine Verantwortungsgemeinschaft – 

mit  Bürgerrechten und Bürgerpflichten. (Seite 6) 

 

Wir gehen vom freien und mündigen Staatsbürger aus. Der Staat muss eine vernünftige Ordnung der 

allgemeinen Freiheit gewährleisten. Allgemeine Freiheitsrechte sind zu schützen und im Verhältnis der 

Mitbürger zu regeln. Der Staat muss die Beteiligung an der politischen Willensbildung als Freiheitsrecht 

gewährleisten. (Seite 28) 

 

Bürgerbeteiligung stabilisiert das politische System. Wir wollen keine Dagegen-Gesellschaft, sondern 

eine Dafür-Demokratie. Bürgerbeteiligung schafft zusätzliche Legitimität und macht Demokratie 

erlebbar. (Seite 32) 

 

Grundsatzprogramm FDP 

Grundsatzprogramm: Verantwortung für die Freiheit - Karlsruher Freiheitsthesen für eine offene 

Bürgergesellschaft  von 2012 

https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2016/01/28/karlsruherfreiheitsthesen.pdf 

(3) Wir vertrauen auf Fortschritt  durch Selbstbestimmung 

Wir vertrauen auf den selbstbestimmten und verantwortungsbewussten Menschen. Das Streben des 

Einzelnen nach Freiheit war und ist die treibende Kraft der Geschichte. Dafür stürzen die Menschen 

Diktatoren, verabschieden Verfassungen und ergreifen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft die 

Initiative. Wo immer sich eine Gesellschaft für eine freiheitliche Grundordnung entscheidet, wird die 

Freiheit des Einzelnen zum Antrieb für Fortschritt, Gemeinwohl und eine bessere Zukunft. Gegen alle 

Zukunftsängste, Rückschrittswünsche und Wachstumskritik vertrauen wir den Menschen, im Rahmen 

einer freiheitlichen Grundordnung eine friedliche, freie und gerechte Welt zu schaffen. Wer das 

Vertrauen in den mündigen Menschen verliert, verliert am Ende auch die Freiheit. (Seite 14) 

 

Wir Liberalen wollen den Weg ebnen für mehr Freiheit für mehr Menschen – heute und für kommende 

Generationen (Seite 20) 

Wir sind Anwalt für alle diejenigen, die Verantwortung in unserer Gesellschaft und für diese 

Gesellschaft übernehmen. (Seite 21) 

 

Zukunft  entsteht durch Selbstbestimmung  

Die menschliche Zukunft kann nicht im zentralen Diktat des Staates liegen. (Seite 26) 

 

Liberale Gesellschaftspolitik zielt darauf ab, die Lebenschancen der Bürger wachsen zu lassen. Das 

kann nur gelingen, wenn die Menschen sich aus der Unmündigkeit befreien, ihre Abhängigkeit von 

staatlich administrierten „Wohltaten“ auf ein vernünftiges Maß begrenzen. (Seite 61) 

 

IV.3 Souveräne Bürger durch den Rechtsstaat schützen 

(54) Freiheit braucht Rechtsstaat 

https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2016/01/28/karlsruherfreiheitsthesen.pdf


Er setzt an die Stelle des Untertanen den souveränen Bürger mit Abwehrrechten gegen den Staat. 

Innerhalb der republikanischen Werteordnung des Grundgesetzes stiftet der Rechtsstaat Identifikation 

und ermöglicht durch Teilhabe- und Gestaltungsrechte die gesellschaftliche Entwicklung zu einer 

offenen Gesellschaft freier und souveräner Bürger. Ihnen gegenüber hat der liberale Rechtsstaat eine 

dienende Funktion: für Freiheit, Selbstbestimmung und Fairness. Deshalb ist die FDP Rechtstaats- und 

Bürgerrechtspartei.  (Seite 62) 

 

(60) Bürgersouveränität gewährleisten   

Die Teilhabe an der Gesellschaft muss gewährleistet sein, denn liberale Demokratie lebt von der 

Mitwirkung der Menschen. Je mehr und je stärker die Bürger sich an der Gestaltung des Gemeinwesens 

beteiligen, desto demokratischer ist der Staat. Deshalb werden wir jede Chance nutzen, um durch neue 

Medien ebenso wie durch eine neue Offenheit den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern zu suchen.  

Der Staat ist nicht Vormund der Bürger, sondern ihr Diener zur Gestaltung und Sicherung der offenen 

Bürgergesellschaft. (Seite 67) 

 

(65) Selbstorganisation und Entstaatlichung der aktiven Bürgergesellschaft 

Bürgerschaftliches Handeln hat Vorrang vor dem staatlichen. (Seite 65) 

 

(66) Demokratie heißt Selbstregierung  

In unserem Verständnis ist Demokratie die Selbstregierung freier Bürger mit gleichen Rechten – für 

die Bürger und durch die Bürger. (Seite 61) 

 

(68) Für eine neue Balance zwischen Bürger und Staat 

Zur Bürgergesellschaft gehören Argumentation und Auseinandersetzung in der Öffentlichkeit und 

Kooperation in Vereinigungen, Vereinen und Verbänden. Demokratische Prozesse der Verständigung 

und Veränderung brauchen Zeit. Dafür wollen wir Parlamente und moderne Partizipation in den 

Parteien stärken. Dabei wollen wir neue Technologien nutzen und unsere Anhängerschaft stärker 

einbinden, etwa durch Versuche mit Vorwahlmodellen. Wir Liberalen wollen bei der Einbindung von 

Bürgern Vorreiter sein. Unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung geht vom souveränen und 

mündigen Bürger aus. Dabei vertrauen wir auf die Vernunft jedes Einzelnen. Die repräsentative 

Demokratie sollte deshalb um direktdemokratische Elemente ergänzt werden. In den Bundesländern 

konnten in der Vergangenheit erste Erfahrungen damit gesammelt werden. Diese Verfahren sollen 

ausgebaut und verbessert werden. Wir Liberalen setzen uns darüber hinaus für die Einführung von 

Volksbegehren und Volksentscheiden auch auf der Ebene des Bundes ein. 

 

Offene Gesellschaften sind zugleich vernetzte, komplexe Gesellschaften. Die Zuständigkeit für alle 

gesellschaftlichen Problemlösungen überfordert Verwaltung und Staatshaushalt. Der Staat stößt an 

die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit. Was wir brauchen, ist eine neue Arbeitsteilung zwischen Staat, 

Markt, Zivilgesellschaft und Bürgern. Die Regierungen stehen nun vor der großen Herausforderung, 

die schlechten Gewohnheiten der Gefälligkeitspolitik zu beenden, die Staatskassen zu entschulden und 

die Souveränität der Bürger zu stärken. Dies können wir nur in Verständigung mit den Bürgern 

erreichen und dabei führungsstarke Reformfähigkeit unter Beweis stellen.  Die Herrschaft des Rechts, 

politische Mitwirkung bei der Entscheidungsfindung und wirksame Regierung brauchen heute eine 

neue Balance. Damit die Stabilität der Demokratie gewahrt wird. Mit dieser Balance sichern wir 

demokratische Regierungsfähigkeit für die Zukunft. Das ist das Ziel liberaler Demokratiepolitik. 

(Seite 73-74) 

 

 



Grundsatzprogramm SPD 2007 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Grundsatzprogramme/hamburger_progr

amm.pdf  

3.3 Solidarische Bürgergesellschaft und demokratischer Staat  (Auszüge von Seite 31-33)  

Die Demokratie lebt durch das Engagement der Bürgerinnen und Bürger. Darum wollen wir eine starke, 

lebendige Bürgergesellschaft, in der die Menschen die Freiheiten der Meinung, der Vereinigung und 

Versammlung nutzen. Der demokratische Staat ist die politische Selbstorganisation der Bürgerinnen 

und Bürger. Eine lebendige Bürgergesellschaft kann und soll staatliches Handeln kontrollieren, 

korrigieren, anspornen, entlasten und ergänzen. Ersetzen kann sie es nicht. Nur wo der Staat seinen 

Pflichten nachkommt, kann sich eine vitale Zivilgesellschaft bilden. Ohne eine wache Zivilgesellschaft 

ist der demokratische Staat immer gefährdet. Beide brauchen einander. Eine starke Bürgergesellschaft 

bietet uns Heimat in Zeiten stürmischen Wandels. Wo Menschen sich für Menschen einsetzen, sind 

Verantwortungsbereitschaft, Gerechtigkeitssinn, gegenseitige Anerkennung, Solidarität und Mäßigung 

beim Gebrauch individueller Freiheit erfahrbar. Demokratie ist auf solche gelernten und gelebten 

demokratischen Tugenden angewiesen. In der Bürgergesellschaft übernehmen Menschen aus 

eigenem Antrieb Verantwortung für andere, wirken im Sinne des Gemeinwohls. 

Oft bemerken sie früher als Behörden, wo Abhilfe nötig ist. Sie arbeiten ehrenamtlich in Vereinen, 

Stiftungen, Initiativen und Nichtregierungsorganisationen. Wir wollen, dass Ehrenämter mehr 

Anerkennung und eine bessere Absicherung erhalten. Eine Kultur des gemeinnützigen Stiftens kann 

und soll die Gesellschaft vielfältiger und menschlicher machen. Träger der Zivilgesellschaft sind auch 

Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, Religionsgemeinschaften, Sozial- und Umweltverbände. Sie sind 

unsere Partner auf dem Weg zu einer humanen, zukunftsfähigen Gesellschaft. Sport ist ein wichtiger 

Teil unserer Kultur. Er dient der Gesundheit, vermittelt Toleranz und Fairness, verbindet Menschen 

und hilft, soziale Gegensätze zu überwinden. Deshalb fördern wir den Breiten-, Leistungs- und 

Behindertensport und seine Vereine. Dazu gehört der Kampf gegen Doping. Autoritäre und totalitäre 

Herrschaft hat im 20. Jahrhundert den Staat diskreditiert. Dies nutzen Marktradikale, die den Staat auf 

den Schutz des Eigentums und die Organisation der Märkte beschränken wollen. Wo immer es geht, 

versuchen sie, staatliche Aufgaben den Märkten zu übergeben. Was immer aber dem Markt überlassen 

wird, muss zur Ware werden, die einige sich leisten können, andere aber nicht. Der demokratische 

Rechts- und Sozialstaat, unterstützt und begrenzt durch die Zivilgesellschaft, ist verantwortlich für das, 

was nicht zur Ware werden darf. Bildung ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht, dem zu dienen 

der Staat verpflichtet ist. Sicherheit vor Verbrechen darf niemals zur Ware werden. Sie ist eine 

Bringschuld des Staates, die Kehrseite seines Gewaltmonopols. Kultur ist mehr als Ware, sie ist 

Ausdruck einer humanen Gesellschaft. Der Staat hat nicht vorzuschreiben, was Kultur ist, wohl aber 

Kultur 31 möglich zu machen, auch solche, die sich am Markt nicht behaupten könnte. Der Staat ist 

nicht zuständig für Wahrheit, weder philosophische noch religiöse noch historische, wohl aber für die 

Bedingungen der Wahrheitsfindung. Soziale Sicherheit ist keine Ware, sondern die Aufgabe eines 

Staates, der auf die Würde des Menschen verpflichtet ist. Der Staat ist dazu da, Recht und damit 

verbindliche Regeln zu setzen und durchzusetzen. Eine lückenlose Verrechtlichung aller 

Lebenssituationen führt aber nicht zu mehr Gerechtigkeit. Deregulierung ist immer wieder nötig, wo 

veraltete Regeln zu Fesseln werden. Deregulierung als Prinzip allerdings widerspricht dem Zweck eines 

jeden Staates. Der demokratische Rechtsstaat kann und muss jegliche Gewalt, auch die eigene, dem 

Recht unterwerfen. Dies legitimiert sein Gewaltmonopol. Dieses Gewaltmonopol werden wir 

verteidigen, weil es keine ungerechtere Gesellschaft gibt als eine, in der einige Sicherheit kaufen 

können, die meisten aber nicht. Die SPD steht für eine leistungsfähige und bürgerorientierte 

Daseinsvorsorge in öffentlicher Verantwortung ein. Der Staat muss nicht alles selbst leisten, aber er 

muss den Zugang zu den öffentlichen Gütern gewährleisten. Privatisierung kann zweckmäßig und 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Grundsatzprogramme/hamburger_programm.pdf
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verantwortbar sein. Wir widersprechen Privatisierungen aber, wo sie den Zugang zu den öffentlichen 

Gütern behindern und das Gewaltmonopol des Staates infrage stellen. Wo öffentliche Aufgaben 

privatisiert werden sollen, fragen wir nicht nur nach dem kurzfristigen Nutzen für die öffentlichen 

Finanzen, sondern auch nach der Auswirkung auf die künftigen politischen Gestaltungsmöglichkeiten 

und die demokratische Verantwortung. Kernbereiche öffentlicher Daseinsvorsorge wollen wir nicht 

den Renditeerwägungen globaler Kapitalmärkte aussetzen. Der Verbindung von aktivierendem Staat 

und aktiver Zivilgesellschaft dient auch die direkte Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger durch 

Volksbegehren und Volksentscheide. In gesetzlich festzulegenden Grenzen sollen sie die 

parlamentarische Demokratie ergänzen, und zwar nicht nur in Gemeinden und Ländern, sondern auch 

im Bund. Wo die Verfassung der parlamentarischen Mehrheit Grenzen setzt, gelten diese auch für 

Bürgerentscheide. Den meisten Bürgern begegnet der Staat in Form seiner Verwaltung. Daher 

brauchen wir eine bürgernahe Verwaltung, die den Bürgerinnen und Bürgern dient. Nutzlose 

Bürokratie bauen wir ab. Wir wollen keinen vormundschaftlichen Staat. Die demokratischen Parteien 

haben eine Schlüsselfunktion bei der politischen Willensbildung. Sie sind unentbehrliche Mittler 

zwischen Bürgergesellschaft und Staat. Sie sollen, was die Bürger bewegt, zum Gegenstand von 

politischem Handeln machen. Sie sind eine Schule politischer Diskussion und verantwortlich dafür, dass 

die Wählerinnen und Wähler für Frauen und Männer stimmen können, die der Arbeit in 

Gemeinderäten und Parlamenten gewachsen sind. Demokratie braucht starke, lebendige, 

entscheidungsfähige Parteien und ebenso starke Parlamente. Die Parlamente sind das Herz 

demokratischer Willensbildung. 

 

 

 


